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Das Netzwerk Arbeit für Flüchtlinge 
unterstützt Bleibeberechtigte und 
Flüchtlinge auf ihrem Weg in Arbeit und 
Ausbildung.

Aufgaben:
• Beratung
• Begleitung
• Vermittlung
• Sprachkurs
• Sensibilisierung
• Schulung/Weiterbildung

Das Projekt NAFplus wird im Rahmen der 
ESF-Integrationsrichtlinie Integration von 
Asylbewerbern und Flüchtlingen (IvAF)  
durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und den Europäischen 
Sozialfonds gefördert. 
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DIE NETZWERKPARTNER
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Projektdauer: NAF Oktober 2008
NAF II Oktober 2010 - Juni 2015
NAF plus Juli 2015 – Juni 2019 

Eingebundene Kooperationspartner NAF plus:
o Agentur für Arbeit Schwerin
o Agentur für Arbeit Rostock
o Agentur für Arbeit Neubrandenburg
o JC Schwerin
o JC Ludwigslust-Parchim
o JC Nordwestmecklenburg
o Hanse-Jobcenter Rostock
o JC Mecklenburgische Seenplatte Nord und Süd
o Landeshauptstadt Schwerin
o Landkreis Ludwigslust-Parchim
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Als Flüchtling gilt eine Person, die ….…. 

…. sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner

Rasse,
Religion,
Nationalität,
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe
oder wegen ihrer politischen Überzeugung

außerhalb seines Landes befindet 
und in dieses nicht zurückkehren kann.

(Genfer Flüchtlingskonvention von 1951). 
© Flüchtlingsrat MV.e.V.
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• Rund 60 Millionen Menschen weltweit  auf der Flucht. 

• Rund 14 Millionen Flüchtlinge nach völkerrechtlicher Definition (GFK). 

• Rund 42 Millionen Binnenvertriebene (Internally Displaced Persons).

• Binnenvertriebene sind nicht durch internationale Abkommen geschützt.

• Vier von fünf Flüchtlingen (80 Prozent) leben in Entwicklungsländern.

• 6,7 Millionen kamen nach Europa (2014, Quelle: UNHCR).

• International sind 80-90% aller Flüchtlinge Frauen und Kinder.

• Rd. 30 % der Flüchtlinge in den Deutschland sind weiblich.

• Der größte Teil der geflüchteten Frauen in Deutschland kam nicht alleine.
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ZAHLEN – DATEN – FAKTEN 
zum Thema „Asyl“

Quelle: Seite  8  http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-

zahlen-zu-asyl.html?nn=1694

http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.html?nn=1694
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441.899 Asylerstanträge 
im Jahr 2015

Quelle: BAMF

© Flüchtlingsrat MV.e.V.
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AUFNAHME IN M-V SEIT 1990
(Quelle: LaiV MV, März 2015)
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© Flüchtlingsrat MV.e.V.
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ZAHLEN – DATEN – FAKTEN 
zum Thema „Asyl“

Entscheidungen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge über Asylerstanträge

© Flüchtlingsrat MV.e.V.
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Flüchtlinge werden nach dem so genannten 
EASY-Verteilsystem auf die Bundesländer 
verteilt.

Kriterien sind:

• Königsteiner Schlüssel: MV bekommt 
2,04165% aller registrierten Flüchtlinge

• Herkunftsland: „Spezialisten“ in den 
Außenstellen des BAMF

Es zählen nicht:

• Integrationsmöglichkeiten, 
Anknüpfungspunkte 

• Familiäre Beziehungen (außer 
Kernfamilie)

• Wünsche der Flüchtlinge

© Flüchtlingsrat MV.e.V.
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© Flüchtlingsrat MV.e.V.

1. Afghanistan
2. Ägypten
3. Albanien
4. Algerien
5. Chile
6. Costa Rica
7. Eritrea
8. Ghana
9. Honduras
10. Iran
11. Mauretanien
12. Mazedonien
13. Mexiko

14. Norwegen
15. Russische Föderation
16. Serbien
17. Somalia
18. Sonstige asiatische Staaten
19. staatenlos
20. Syrien
21. Thailand
22. Ukraine
23. Ungeklärt
24. Vietnam

von insgesamt 324 HKL.
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FLÜCHTLINGE NACH AUFENTHALT

Status Hintergrund Ausweis

Asylsuchende Zur Durchführung eines 

Asylverfahrens

Aufenthaltsgestattung

Geduldete Negative Asylentscheidung Duldung

Anerkannte Flüchtlinge

Humanitäre Aufenthalte

Positive Asylentscheidung

Bleiberecht, Krankheit, 

langjährige Duldung, 

Abschiebeschutz u.v.a.m.

Blauer Flüchtlingspass

Heimatpass / elektronische 

Karte
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© VSP gGmbH
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SPRACHFÖRDERUNG 
für Personen im AsylbLG-Leistungsbezug

Personen im AsylbLG-Leistungsbezug (Stand: September 2015)

§§ im AufenthG mögliche Sprachkurse (regional unterschiedlich)

Aufenthaltsgestattung in Planung: Öffnung der Integrationskurse für 
Asylbewerber/-innen mit hoher Bleibeperspektive

Duldung seit 2012: Öffnung der ESF-BAMF-Sprachkurse für 
Projektteilnehmende der (bis 30.06.2016 XENOS-
Bleiberechtsnetzwerke) IvAF-Netzwerke – Zuleitung von 
Begünstigten nach dem AsylbLG nur über IvAF möglich 
(Bezieher/-innen von SGB II- oder SGB III-Leistungen 
werden über die AA bzw. JC zugewiesen).
[Quellen:  HEGA 04/15 und 
http://www.bamf.de/DE/Infothek/ESFProgramm/esf-bamf-programm-node.html ]

Bitte regionale Sprachkurs-(Projekt-)Angebote anfragen.

§ 23 Abs. 1 oder § 24
wegen des Krieges in ihrem Heimatland

§ 25 Abs. 4 Satz 1

§ 25 Abs. 5 sofern die Entscheidung 

über die Aussetzung ihrer Abschiebung 
noch nicht 18 Monate zurückliegt

http://www.bamf.de/DE/Infothek/ESFProgramm/esf-bamf-programm-node.html
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SPRACHFÖRDERUNG 
für Flüchtlinge mit Aufenthaltstitel 

Flüchtlinge mit Aufenthaltserlaubnis (zuvor durchlaufenes Asylverfahren)

§§ im AufenthG Sprachförderung durch:

§ 25 Abs. 1 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG

§ 25 Abs. 2 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG

§ 25 Abs. 3 über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25 Abs. 4 Satz 2 über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25 Abs. 4a Satz 3 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG

§ 25 Abs. 4a/4b über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25 Abs. 5 sofern die 

Entscheidung über die 
Aussetzung ihrer Abschiebung 
bereits 18 Monate zurückliegt

über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG



Seite 20

Projektlogo Trägerlogo

© Tür an Tür – Integrationsprojekte gGmbH 2015.
Alle Inhalte sind urheberrechtlich geschützt und dürfen nur mit schriftlicher Genehmigung verwendet werden.

SPRACHFÖRDERUNG 
für Flüchtlinge mit Aufenthaltstitel 

Ehemals Geduldete mit Aufenthaltserlaubnis

§§ im AufenthG Sprachförderung durch:

§ 18a über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 23a über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25a Abs. 1 über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25a Abs. 2 
Satz 1, 2, 3 oder 5

über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 25b Abs. 1 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG

§ 25b Abs. 4 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG
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SPRACHFÖRDERUNG 
für Flüchtlinge mit Aufenthaltstitel 

§§ im AufenthG Sprachförderung durch:

§ 22 Satz 1 über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 22 Satz 2 über SGB II: Integrationskursverpflichtung § 44a AufenthG

§ 23 Abs. 2 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG

§ 23 Abs. 4 Integrationskursberechtigung nach § 44 AufenthG
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KiFöG

Präambel:
…Jedes Kind hat das Recht auf individuelle Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. ….

§ 3
Anspruch auf Förderung

(1) Für Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in Mecklenburg-Vorpommern …
…..

(5) Die Personensorgeberechtigten können gemäß § 5 Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zwischen den vorhandenen Angeboten, für die das Kind die 
Zugangsvoraussetzungen erfüllt, wählen. Die Ausübung des Wahlrechts ist gegenüber dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe rechtzeitig, in der Regel drei Monate vor dem 
beabsichtigten Beginn der Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder in 
Kindertagespflege, schriftlich anzuzeigen.

FRÜHKINDLICHE BILDUNG
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BILDUNG

Recht auf Bildung: 
• Menschenrecht  gemäß Art. 26 der Allgemeinen Erklärung  der Menschenrechte 

der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948 
• thematisiert den menschlichen Anspruch auf freien Zugang zu Bildung, 

Chancengleichheit und das Schulrecht.
• Im Grundgesetz wird das Recht auf Bildung nicht ausdrücklich normiert. 

Jedoch ergibt sich das Recht auf Bildung(smöglichkeiten) aus den im Grundgesetz
festgeschriebenen Grundrechten. 
Das elementare Grundprinzip der Menschenwürde verbietet es, 
Menschen Bildungschancen willkürlich vorzuenthalten. 

• Bildung ist Ländersache
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SCHULPFLICHT

Nach Artikel 15 (2) der Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern: 

(2) Land, Gemeinden und Kreise sorgen für ein ausreichendes und vielfältiges 
öffentliches Schulwesen. Es besteht allgemeine Schulpflicht.

i. V. mit

§ 1 SchulG M-V
Schulische Bildung und Erziehung für jeden
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SCHULPFLICHT

§ 1 SchulG M-V
Schulische Bildung und Erziehung für jeden
(1) Jeder hat ein Recht auf schulische Bildung und Erziehung. Dieses Recht wird durch 
Schulen gewährleistet, die nach Maßgabe dieses Gesetzes einzurichten und zu 
unterhalten sind. Aus diesem Recht auf schulische Bildung und Erziehung ergeben sich 
einzelne Ansprüche, soweit sie durch oder aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sind.
(2) Jeder hat nach seiner Begabung das Recht auf freien Zugang zu allen öffentlichen 
Bildungseinrichtungen, unabhängig von seiner wirtschaftlichen und sozialen Lage sowie 
seiner weltanschaulichen oder politischen Überzeugung. In diesem Zusammenhang wirkt 
Schule daraufhin, dass Benachteiligungen von behinderten Schülern, die aus individuellen 
Beeinträchtigungen durch die Behinderung resultieren, möglichst weitgehend 
ausgeglichen werden.

i. V. mit
§ 41 SchulG M-V
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SCHULPFLICHT

§ 41 SchulG M-V

Grundsatz

(1) Wer im Land Mecklenburg-Vorpommern seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder seine 
Ausbildungs- oder Arbeitsstätte hat, ist nach Maßgabe der folgenden Vorschriften schulpflichtig. 
Völkerrechtliche Bestimmungen und Staatsverträge bleiben unberührt.

(2) Die Schulpflicht umfasst
1. die Pflicht zum Besuch von Schulen des Primarbereichs und des Sekundarbereichs I für 
zusammen neun Schuljahre (Vollzeitschulpflicht) und
2. die Pflicht zum Besuch von Schulen des Sekundarbereichs II bei Vollzeitunterricht für 
mindestens ein, in sonderpädagogisch geführten Klassen für zwei, bei Teilzeitunterricht für in 
der Regel drei Schuljahre.
In begründeten Ausnahmefällen kann von der Regelung unter Satz 1 Nr. 1 abgewichen werden. 
Die Entscheidung trifft die zuständige Schulbehörde.



Seite 29

Projektlogo Trägerlogo

Bestimmungen zur Eingliederung und zum Schulbesuch von Schülern
nichtdeutscher Herkunftssprache in Schulen Mecklenburg-Vorpommerns
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur
Vom 1. August 2011

Inhalte u.a.:

• Schulpflicht
• Schulaufnahme und Einstufung
• Förderung
• Fremdsprachenregelung im Sekundarbereich
• Bewertung und Benotung

Link:

http://www.regierung-
mv.de/Landesregierung/bm/Ministerium/Rechtsvorschriften/Schule

SCHULPFLICHT

http://www.regierung-mv.de/Landesregierung/bm/Ministerium/Rechtsvorschriften/Schule
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Schulpflichtige Kinder 
werden in einen 

Schuleinzugsbereich 
zugewiesen :

Das Schulamt erklärt 
allgemeinbildende 

Schule zur 
Standortschule (d. i. 

örtlich zuständige 
Schule für diese 

Kinder)

DaZ-Unterricht und 
_Förderung kann 

angeboten werden

Mehr Informationen:

http://www.daz-mv.de
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§ 42 Schulpflicht im Sekundarbereich II

(1) Im Sekundarbereich II ist die Schulpflicht durch den Besuch einer Schule gemäß § 11 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c bis e oder Nummer 2 Buchstabe a bis e zu erfüllen.

(2) Die Pflicht zum Besuch einer beruflichen Schule gemäß § 11 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe a bis e beginnt nach Verlassen einer Schule des Sekundarbereichs I und 
dauert

1. bei Bestehen eines Berufsausbildungsverhältnisses bis zum Ende der Ausbildungszeit,
2. ohne Bestehen eines Berufsausbildungsverhältnisses drei Schuljahre, jedoch 
längstens bis zum Ende des Schulhalbjahrs, in dem die Schülerin oder der Schüler das 
18. Lebensjahr vollendet.

Tritt ein Volljähriger in ein erstes Ausbildungsverhältnis im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931)ein, so hat er Anspruch auf 
Aufnahme in die Berufsschule.
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§ 42 Schulpflicht im Sekundarbereich II

(1) Im Sekundarbereich II ist die Schulpflicht durch den Besuch einer Schule gemäß § 11 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c bis e oder Nummer 2 Buchstabe a bis e zu erfüllen.

(2) Die Pflicht zum Besuch einer beruflichen Schule gemäß § 11 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe a bis e beginnt nach Verlassen einer Schule des Sekundarbereichs I und 
dauert

1. bei Bestehen eines Berufsausbildungsverhältnisses bis zum Ende der Ausbildungszeit,
2. ohne Bestehen eines Berufsausbildungsverhältnisses drei Schuljahre, jedoch 
längstens bis zum Ende des Schulhalbjahrs, in dem die Schülerin oder der Schüler das 
18. Lebensjahr vollendet.

Tritt ein Volljähriger in ein erstes Ausbildungsverhältnis im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931)ein, so hat er Anspruch auf 
Aufnahme in die Berufsschule.
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§ 42 Schulpflicht im Sekundarbereich II

(3) Ausbildende und Arbeitgeber sind verpflichtet, die Schulpflichtige oder den 
Schulpflichtigen zur Berufsschule anzumelden und sie oder ihn zum Berufsschulbesuch 
anzuhalten.

(4) Auf Antrag der Schülerin oder des Schülers oder der Erziehungsberechtigten kann 
der Verbleib an einer beruflichen Schule um ein Jahr verlängert werden, wenn 
anzunehmen ist, dass dadurch ihre oder seine berufliche Förderung ermöglicht wird.

Problem:

Gymnasium für begabte Schüler_innen und für solche, die auch im Ausland schon ein 
Gymnasium besucht hatten.
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12.04.2016

GEFLÜCHTETE ALS STUDENT*INNEN

Voraussetzungen:

• Hochschulreife oder abgeschlossene Berufsausbildung
• Qualifikation aus dem Ausland: Anerkennung und Sprachstand GERR C1
• GERR C1 kann ggf. bei internationalen Studiengängen entfallen
• GERR C1 entfällt bei deutschem Abitur

Probleme:

• Ein Studium (und auch eine Einschreibung zum Studienkolleg) ist dem Grunde nach 
BAFöG-förderfähig

• Leistungen nach dem AsylbLG sowie nach SGB II werden nicht weitergezahlt
• Wohnortzuweisungen im Asylverfahren, bei Duldung und auch bei einigen 

Aufenthalten (z.B. § 25, 3 AufenthG)
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(1)
6. Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und die außerhalb 
des Bundesgebiets als Flüchtlinge im Sinne des Abkommens über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) anerkannt und im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland nicht nur vorübergehend zum Aufenthalt berechtigt sind,

(2) Anderen Ausländern wird Ausbildungsförderung geleistet, wenn sie ihren ständigen 
Wohnsitz im Inland haben und 
1. eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 23 Absatz 1, 2 oder 4, den §§ 23a, 25 

Absatz 1 oder 2, den §§ 25a, 25b, 28, 37, 38 Absatz 1 Nummer 2, § 104a oder als 
Ehegatte oder Lebenspartner oder Kind eines Ausländers mit 
Niederlassungserlaubnis eine Aufenthaltserlaubnis nach § 30 oder den §§ 32 bis 34 
des Aufenthaltsgesetzes besitzen,

2. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3, Absatz 4 Satz 2 oder Absatz 5, § 31 
des Aufenthaltsgesetzes oder als Ehegatte oder Lebenspartner oder Kind eines 
Ausländers mit Aufenthaltserlaubnis eine Aufenthaltserlaubnis nach § 30 oder den 
§§ 32 bis 34 des Aufenthaltsgesetzes besitzen und sich seit mindestens 15 Monaten 
in Deutschland ununterbrochen rechtmäßig, gestattet oder geduldet aufhalten.

BAFöG
§ 8 Staatsangehörigkeit
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(2a) Geduldeten Ausländern (§ 60a des Aufenthaltsgesetzes), die ihren ständigen 
Wohnsitz im Inland haben, wird Ausbildungsförderung geleistet, wenn sie sich seit
mindestens 15 Monaten ununterbrochen rechtmäßig, gestattet oder geduldet im 
Bundesgebiet aufhalten.

(3) Im Übrigen wird Ausländern Ausbildungsförderung geleistet, wenn

1. sie selbst sich vor Beginn des förderungsfähigen Teils des Ausbildungsabschnitts 
insgesamt fünf Jahre im Inland aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbstätig 
gewesen sind oder 

2. zumindest ein Elternteil während der letzten sechs Jahre vor Beginn des 
förderungsfähigen Teils des Ausbildungsabschnitts sich insgesamt drei Jahre im 
Inland aufgehalten hat und rechtmäßig erwerbstätig gewesen ist,……

 Für Menschen im Asylverfahren: Stipendiensuche, Nebenjobsuche oder Wartezeit 
mit Gasthörerstatus, Sprachkursen, Praktika oder Freiwilligendienst füllen

BAB: SGB III § 59 Förderungsfähiger Personenkreis ist gleichlautend.

BAFöG
§ 8 Staatsangehörigkeit
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STIPENDIENSUCHE

Suchmaske des Bundesverbands Deutscher Stiftungen:
http://www.stiftungen.org/index.php?id=1092

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.
Brot für die Welt – Evangelischer Entwicklungsdienst
Stipendienreferat
Caroline-Michaelis-Str.1
10115 Berlin
Tel.: +49 30 65211 1257 | Fax: +49 30 65211 3257

START – Das Schülerstipendienprogramm für motivierte, neu zugewanderte 
Jugendliche
https://www.start-stiftung.de/bewerbung.html

http://www.stiftungen.org/index.php?id=1092
https://www.start-stiftung.de/bewerbung.html
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KONTAKT

Referent/-in

Ulrike Seemann-Katz 

Dipl.-Päd. (univ.)

Goethestr. 75

19053 Schwerin

Tel. 0385 – 581 57 90

Email: naf@fluechtlingsrat-mv.de

mailto:naf@fluechtlingsrat-mv.de
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VIELEN DANK FÜR IHRE 
AUFMERKSAMKEIT

Das Projekt NAFplus wird im Rahmen der ESF-Integrationsrichtlinie Bund durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Europäischen Sozialfonds gefördert. 


